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Ein europäischer Mehrwert durch  
europäische Fördermittel für die Landkreise 

Positionspapier des Deutschen Landkreistages zur Zukunft der 
Europäischen Regional- und Agrarpolitik nach 2020 
 

 
Zusammenfassung 
 
1. Der Deutsche Landkreistag fordert eine europäi-

sche Förderpolitik, die einen europäischen Mehr-
wert für Kommunen, Bürger und Unternehmen 
durch die Ergänzung von nationalen, regionalen 
oder kommunalen Förderstrategien erzeugt. Der 
Mehrwert muss sich aus Empfängersicht bemessen 
und insbesondere die Bedarfe der Bürger, Unter-
nehmen und Kommunen decken, die nicht durch 
nationale oder regionale Fördermaßnahmen ge-
deckt werden. 

 
2. Der Deutsche Landkreistag spricht sich strikt dage-

gen aus, Förderschwerpunkte künftig mehr auf 
städtische Gebiete legen zu wollen. Die europäi-
sche Regionalpolitik muss zwingend eine ausge-
wogene Förderung von städtischen und ländlichen 
Gebieten beinhalten. 
 

3. Um eine praxistaugliche Förderung zu ermögli-
chen, muss die kommunale Ebene bei den Bera-
tungen über Art und Umfang der Förderung auf 
EU-, Bundes- und Landesebene im gesamten Ver-
handlungsprozess vollumfänglich einbezogen wer-
den. Dies setzt voraus, dass die zuständigen Bun-
des- und Landesministerien entsprechend der Vor-
gaben des Kodexes die Kommunen von Beginn an 
in die Beratung zur zukünftigen Ausgestaltung der 
Förderung einbinden. 
 

4. Der Deutsche Landkreistag fordert, die Antragstel-
lung zu vereinfachen und mehr Rechtssicherheit in 
den Prüfverfahren zu erzeugen. Die EU-
Kommission muss sicherstellen, dass alle kommu-
nalen Gebietskörperschaften, unabhängig von ih-
rer Größe und personellen Ausstattung, in der La-
ge sind, Fördermittel zu beantragen. Dazu ist u.a. 
mehr Kohärenz zwischen den verschiedenen Fonds 
und eine rechtssichere Anwendung des Europäi-
schen Beihilferechts im Bereich der Regionalpolitik 
notwendig. Qualität und Quantität von Kontrollen 
und Sanktionen durch die EU-Kommission müssen 

künftig stärker an Verhältnismäßigkeitsaspekten 
gemessen werden. 

 
5. Der Deutsche Landkreistag unterstützt die von der 

EU-Kommission vorgeschlagene Option einer 
„5+5“-Regelung für den Haushalt der Europäi-
schen Union, die einerseits auf zehn Jahre Pla-
nungssicherheit bietet, andererseits aber über eine 
reine Halbzeitbewertung hinaus auch inhaltliche 
Flexibilität zulässt. Dabei muss sichergestellt wer-
den, dass die Rahmenregelungen und die Vorga-
ben zur Antragstellung und Verwaltung über den 
gesamten Zeitraum gültig bleiben, die Verteilung 
der Mittel aber zumindest in gewissem Maße flexi-
bel bleibt, ohne die laufende Förderung zu gefähr-
den oder einzuschränken. 

 
6. Der Deutsche Landkreistag spricht sich für einen 

Erhalt der Förderung durch Zuschüsse auch in wirt-
schaftlich stärker entwickelten Regionen aus. Ihr 
Ersatz durch Finanzierungsinstrumente (wie Garan-
tien oder Darlehen) wird abgelehnt. 

 
7. Der Einsatz der Fördermittel muss sich stärker als 

bisher an den jeweils vor Ort bestehenden Heraus-
forderungen orientieren können und flexibler an-
wendbar sein. Um eine passgenaue Förderung zu 
ermöglichen, sollte der Einsatz von Instrumenten 
zur dezentralen Mittelverwaltung (ITI, CLLD, RTB) 
vereinfacht und rechtssicher ausgestaltet werden. 
Die EU-Kommission sollte Regelungen schaffen, die 
durch einfach umzusetzende Vorgaben mögliche 
Haftungsrisiken von vorne herein ausschließen und 
kommunale Förderstrategien ermöglichen. Sinnvoll 
erscheint es daneben, auf europäischer Ebene 
Mindestquoten für entsprechende Instrumente in 
den nationalen Fördermittelzuweisungen vorzuse-
hen. 

 
8. Der Deutsche Landkreistag fordert die EU-

Kommission auf, in der kommenden Förderperiode 
Möglichkeiten zu einer stärkeren Flexibilisierung 
der Strukturfondsmittel vorzusehen. Eine Konzent-
ration auf einzelne thematische Bereiche darf nicht 
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wie bisher ohne Berücksichtigung der regionalen 
oder lokalen Bedürfnisse flächendeckend 80 % der 
vorhandenen Mittel von Anfang bis Ende der För-
derperiode binden. 

 
9. Der Deutsche Landkreistag lehnt den Vorschlag der 

EU-Kommission, die Kofinanzierungsbeiträge zulas-
ten der Antragsteller anzuheben, ab. 

 
10. Die Gemeinsame Agrarpolitik der Europäischen 

Union (GAP) muss erhalten bleiben, da sie einen 
wesentlichen Beitrag zur Stärkung der ländlichen 
Räume leistet. Die Förderung muss dabei einerseits 
land- und forstwirtschaftliche Betriebe in die Lage 
versetzen, nachhaltige Lebensmittel zu produzie-
ren, andererseits müssen die öffentlichen Mittel 
auch dazu beitragen, einen darüberhinausgehen-
den sichtbaren Mehrwert für die Bürger und die 
ländlichen Räume insgesamt zu erzielen. 

 
11. Die erste Säule der GAP ist dabei anzupassen, um 

den Herausforderungen der Landwirte und den 
Erwartungen der Öffentlichkeit an eine effiziente 
Förderung gerecht zu werden. Künftig müssen die 
Direktzahlungen stärker als bisher an Leistungen 
mit Bezug zum Umweltschutz, der Landschafts-
pflege, des Klimaschutzes und der Ressourcen-
schonung gekoppelt werden. 

 
12. Die zweite Säule der GAP (ELER) muss allen in 

ländlichen Gebieten ansässigen Bürgern und Un-
ternehmen und nicht ausschließlich land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben zugutekommen. Sie 
sollte künftig auf eine allgemeine Stärkung der 
ländlichen Räume und die Erzielung von Wohl-
fahrtseffekten für die Allgemeinheit ausgerichtet 
werden. Neben einer Unterstützung der Landwirte 
sollte u.a. auch eine stärkere Unterstützung von 
Unternehmen aus den Bereichen des Handwerks 
und des verarbeitenden Gewerbes ermöglicht wer-
den, um langfristig Arbeitsplätze zu schaffen und 
die Wettbewerbsfähigkeit der ländlichen Räume zu 
sichern. 

 
13. Die durch den Austritt des Vereinigten Königrei-

ches voraussichtlich notwendigen Kürzungen im 
Haushalt der Europäischen Union dürfen keinesfalls 
zulasten der ländlichen Entwicklung gehen. Die 
Zuschussförderung durch den ELER hat sich in der 
Vergangenheit als sehr erfolgreich erwiesen und 
muss auch in Deutschland fortbestehen. 
 

Im Einzelnen: 
 

Die Europäische Kommission hat am 3.3.2017 mit 
ihrem Weißbuch einen Diskussionsprozess über die 
Zukunft der Europäischen Union angestoßen, und mit 
dem Reflexionspapier „zur Zukunft der Finanzen“, das 
gemeinsam von Kommissarin Corina Cretu und Kom-
missar Günther Oettinger am 28.6.2017 vorgelegt 
wurde, weiter konkretisiert.  
 
Mit dem vorliegenden Positionspapier beteiligt sich der 
Deutsche Landkreistag an den Diskussionen zu der 
Zukunft der europäischen Förderpolitik. Um einen 
umfassenden Überblick über alle für die Landkreise 
relevanten Förderbereiche zu ermöglichen, wird – 
ebenso wie in dem entsprechenden Reflexionspapier 
der Kommission – auch auf Aspekte der Gemeinsa-
men Agrarpolitik der Europäischen Union (GAP) ein-
gegangen. Beide Förderpolitiken werden bewusst in 
einem Papier behandelt, um zu verdeutlichen, dass 
eine stärkere Angleichung der Ausrichtung erforder-
lich ist.  
 
Der Deutsche Landkreistag betont die wesentliche 
Rolle der europäischen Regionalpolitik für die Land-
kreise in Deutschland als primäre Investitionspolitik der 
Europäischen Union und spricht sich für eine Fortfüh-
rung der Förderung aus. Daneben trägt auch die Ge-
meinsame Agrarpolitik in erheblicher Weise zum Erhalt 
und zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der länd-
lichen Räume bei. Um künftig eine praxistaugliche, 
unbürokratische Förderung zu ermöglichen, die einen 
echten europäischen Mehrwert für die kommunalen 
Gebietskörperschaften sowie die ansässigen Bürger 
und Unternehmen bietet, sollten die folgenden Punkte 
berücksichtigt werden: 
 
1. Ein europäischer Mehrwert 
In dem Reflexionspapier zur Zukunft der Finanzen der 
EU wird ausgeführt, dass die Mittel künftig nur dort 
eingesetzt werden, wo ein europäischer Mehrwert 
erzielt werden kann. Bevor über die Ausrichtung der 
Förderpolitik diskutiert werden kann, muss zunächst 
festgestellt werden, in welchen Fällen aus Sicht der 
Landkreise ein solcher Mehrwert erzielt werden kann. 
 
Nach den im Papier enthaltenen Ausführungen kann 
ein Mehrwert immer dann vorliegen,  
 

„[…] wenn Maßnahmen zu den in den Ver-
trägen festgelegten Zielen beitragen, öffentli-
che Güter von europäischer Dimension bereit-
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gestellt oder ein Beitrag dazu geleistet werde, 
die Grundfreiheiten, den Binnenmarkt oder 
die Wirtschafts- und Währungsunion zu wah-
ren […]“.  

 
Die EU solle – ganz im Sinne des Subsidiaritätsprinzips 
– nur dann tätig werden, wenn dies wirksamer sei als 
Maßnahmen, die auf nationaler, regionaler oder örtli-
cher Ebene ergriffen werden. Das Tätigwerden der EU 
müsse zusätzlich oder ergänzend zu nationalen oder 
regionalen Bemühungen erfolgen, sollte aber keine 
Lücken füllen, die durch Mängel nationaler Politik 
entstehen.  
 
Der Deutsche Landkreistag begrüßt das vorgeschlage-
ne Kriterium des europäischen Mehrwerts mit Blick 
auf die genannten Ziele, weist jedoch darauf hin, dass 
der von der Kommission vorgeschlagene Ansatz teil-
weise nicht in der Praxis umsetzbar sein dürfte. Der 
Deutsche Landkreistag spricht sich für eine Stärkung 
des Subsidiaritätsprinzips auf Europäischer Ebene aus. 
Gleichzeitig ist anzumerken, dass das Subsidiaritäts-
prinzip, das auf eine möglichst effiziente und praxisge-
rechte vertikale Verteilung von Zuständigkeiten zwi-
schen den Verwaltungsebenen abzielt, nicht ohne 
Weiteres auf die inhaltliche Ausrichtung der europäi-
schen Förderpolitik übertragen werden kann. Hier 
geht es nicht um die Frage, wer eine Aufgabe aus-
führt, sondern darum, wer sie finanziell unterstützt. 
Die europäischen Mittel können und müssen auch 
weiterhin kommunale bzw. lokale Maßnahmen för-
dern, wenn diese Maßnahmen zur Erreichung be-
stimmter Ziele beitragen. Zudem kann ein europäi-
scher Mehrwert gerade bei Ergänzung von nationalen, 
regionalen oder kommunalen Strategien durch euro-
päische Mittel entstehen, indem Synergieeffekte oder 
bestehende Strukturen genutzt, so (Verwaltungs-) 
Kosten reduziert und die Wirkung der Mittel maxi-
miert werden.  
 
Auch die im Papier angesprochenen Mängel in der 
nationalen Politik sind anders als volkswirtschaftliche 
Entwicklungen in der Regel nicht objektiv messbar und 
sollten daher nicht Grundlage für eine europäische 
Förderung sein. Politische Entscheidungen werden in 
der Regel von gewählten Volksvertretern getroffen 
und können durch z.B. eine bestimmte Prioritätenset-
zung oder einen Mangel an Haushaltsmitteln begrün-
det werden. Der Verweis auf eine mangelhafte natio-
nale Politik als Begründung für ein Aussetzen der eu-
ropäischen Förderung greift zu kurz und würde vor-
rangig die Fördermittelempfänger treffen, die nicht an 

den entsprechenden Entscheidungen beteiligt waren. 
Selbst wenn die nationale Politik nicht zu den ge-
wünschten Ergebnissen kommt, muss die europäische 
Förderung eintreten und die Erreichung der (häufig 
auf europäischer Ebene gesetzten) Ziele befördern.  
 
Vor diesem Hintergrund sollte sich gerade bei der 
ELER- und EFRE-Förderung der europäische Mehrwert 
aus Empfängersicht bemessen und primär die Bedarfe 
der Bürger, Unternehmen und Kommunen decken, die 
nicht durch nationale oder regionale Förderung ge-
deckt werden. In den meisten Mitgliedstaaten beste-
hen auf nationaler, regionaler oder auch kommunaler 
Ebene Förderstrategien, die durch europäische Mittel 
ergänzt werden können. Das Ziel der europäischen 
Politik sollte es sein, durch kohärente und komple-
mentäre Förderung die Mitgliedstaaten bei der Errei-
chung der europäischen Ziele zu unterstützen. Auf 
diese Weise könnten die Mittel ergebnisorientiert ein-
gesetzt werden, ohne die Förderung von einer qualita-
tiven Bewertung der nationalen Politik abhängig zu 
machen. 
 
2. Allgemeine Forderungen 
a) Eine ausgewogene Förderung von städtischen und 
ländlichen Räumen unter Einbeziehung der zweiten 
Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik 
 
Seit der Veröffentlichung der Mitteilung der EU-
Kommission zur städtischen Agenda der Europäischen 
Union am 18.7.20141 sprechen sich vermehrt Vertre-
ter der Europäischen Institutionen dafür aus, städti-
sche Gebiete künftig stärker als bisher fördern zu wol-
len. Dies zeigt sich schon in der aktuellen Förderperio-
de, in der z.B. die Antragsberechtigung zum EU-
Sonderfonds Urban Innovative Actions (im Folgenden 
UIA)2, sich nur auf Gebietskörperschaften mit mehr als 
50.000 Einwohnern beschränkt, zudem wurde ein Teil 
der EFRE-Mittel für Maßnahmen zur Stadtentwicklung 
reserviert. Auch in den Verhandlungen zur aktuellen 
Förderperiode wurde deutlich, dass die EFRE-
Förderung in Deutschland stärker auf die städtischen 
Gebiete ausgerichtet wurde, während die ELER-

                                                           
1 Mitteilung der EU-Kommission an den Rat der Europäischen 
Union, das Europäische Parlament, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss sowie den Ausschuss der 
Regionen, „Die städtische Dimension der EU-Politikfelder – 
Kernpunkte einer EU-Städteagenda“ (COM(2014)0490) vom 
18.7.2014. 
2 Bei den Urban Innovative Actions handelt es sich um eine 
Initiative der EU-Kommission, die auf Grundlage des Art. 8 der 
EFRE-Verordnung insgesamt 372 Mio. € zur Förderung von 
innovativen kommunalen Projekten zur Verfügung stellt.  
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Förderung auf die ländlichen Gebiete abzielen sollte. 
Dies zeigte sich insbesondere bei der Diskussion über 
Breitbandinfrastruktur, die ursprünglich im EFRE als 
nicht förderfähig angesehen wurde. Auf Nachfrage 
des DLT wurde erklärt, dass entsprechende Infrastruk-
tur in städtischen Gebieten, auf die der EFRE abziele, 
in der Regel lukrativ sei und keiner weiteren Förderung 
bedürfe. In diesem Zusammenhang werden auch die 
Vorschläge der EU-Kommission für eine harmonisierte 
Definition von Städten im Rahmen der NUTS-
Verordnung3 mit Sorge betrachtet, da auf dieser 
Grundlage eine weitere Aufteilung der Mittel auf städ-
tische und ländliche Gebiete befürchtet werden muss. 
Für die ländlichen Gebiete wurde in der Vergangen-
heit stets pauschal auf die GAP bzw. ELER-Förderung 
verwiesen, die jedoch vorrangig auf eine Unterstüt-
zung der Landwirtschaft ausgerichtet ist und nicht die 
gleiche Zielsetzung verfolgt wie der EFRE.  
 
Drei Fünftel des deutschen Bruttosozialprodukts wer-
den in der Fläche erwirtschaftet, davon die Hälfte im 
ländlichen Raum. Blickt man nur auf das verarbeitende 
Gewerbe, so sind es sogar knapp drei Viertel der so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigten, die in der 
Fläche und allein ein Drittel, die im ländlichen Raum 
ihren Arbeitsplatz finden. Die Fläche und die ländli-
chen Räume leisten damit einen wichtigen Beitrag zur 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und Stabilität 
Deutschlands. Im Gegensatz zu anderen EU-
Mitgliedstaaten wurde Deutschland aufgrund der 
mittelständisch und dezentral aufgestellten Wirtschaft 
von der Finanzkrise nicht übermäßig stark betroffen. 
 
Aus Sicht des Deutschen Landkreistages darf es in der 
europäischen Förderpolitik keinesfalls zu einer ver-
stärkten Priorisierung von städtischen Gebieten kom-
men. Nachteile der ländlichen Räume dürfen durch 
einseitige Förderung nicht vergrößert werden, da an-
sonsten neue Fördermittel oder Sozialtransfers zum 
Ausgleich der Folgen nötig werden, und eine Förder-
spirale droht. Dazu müssen auf europäischer Ebene 
Vorgaben geschaffen werden, die eine fondsübergrei-
fende Förderung u.a. aus EFRE und ELER-Mitteln in 
ländlichen Gebieten ermöglicht. Vor diesem Hinter-
grund wird auch der Vorschlag der EU-Kommission für 
eine Definition von Städten abgelehnt, auf diese Wei-
se würde eine Aufteilung der Fördermittel nach Ge-
bietstypen befördert.  
 

                                                           
3 Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 in Bezug auf die 
territorialen Typologien (Tercet), COM(2016) 788 final 

Die zuständigen Ministerien auf Ebene der Bundeslän-
der müssen die Förderprogramme stärker an den tat-
sächlich bestehenden Herausforderungen ausrichten 
und den Einsatz von Instrumenten zum fondsübergrei-
fenden Einsatz der Mittel (wie z.B. ITI) verstärken. 
Keinesfalls darf es auf Landes- oder gar Bundesebene 
zu einer Aufteilung der Fonds nach Gebietstypen 
kommen.  
 
b) Ein starkes Partnerschaftsprinzip unter Beteiligung 
der kommunalen Ebene  
 
In der Vergangenheit wurde die kommunale Ebene bei 
den Beratungen zur zukünftigen Ausgestaltung der 
Förderpolitik auf Bundes- und Landesebene nicht in 
angemessenem Umfang einbezogen. Zwar wurden 
kommunale Vertreter im Rahmen der Sitzungen über 
den aktuellen Verhandlungsstand zu den Programmen 
informiert, eine inhaltliche Beteiligung blieb jedoch 
aus.  
 
In Art. 5 des Vorschlags der Europäischen Kommission 
für die Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen 
für die Europäischen Struktur- und Investitionsfonds 
wird von den EU-Mitgliedstaaten gefordert, für die 
Partnerschaftsvereinbarung und für jedes operationelle 
Programm eine Partnerschaft mit den zuständigen 
regionalen und lokalen Behörden zu organisieren. Der 
von der EU-Kommission im Januar 2014 veröffentlich-
te Verhaltenskodex zum Partnerschaftsprinzip4 konkre-
tisiert die Anforderungen an die Zusammenarbeit. Art. 
5 des Verhaltenskodex sieht nicht nur eine Informati-
ons-, sondern auch eine Konsultationspflicht bei der 
Ausarbeitung der Partnerschaftsvereinbarung und der 
Vorbereitung der operationellen Programme vor.  
 
Um eine praxistaugliche Förderung zu ermögli-
chen, muss die kommunale Ebene bei den Bera-
tungen über Art und Umfang der Förderung auf 
EU-, Bundes- und Landesebene im gesamten Ver-
handlungsprozess vollumfänglich einbezogen 
werden. Dies setzt voraus, dass die zuständigen 
Bundes- und Landesministerien entsprechend der 
Vorgaben des Kodexes die Kommunen frühzeitig 
in die Beratung zur zukünftigen Ausgestaltung 
der Förderung einbinden. Auf europäischer Ebe-
ne wäre es erforderlich, den Kodex noch weiter 
auszubauen, um die Beteiligung der relevanten 

                                                           
4 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 240/2014 der Kommission 
vom 7.1.2014 zum Europäischen Verhaltenskodex für 
Partnerschaften im Rahmen der Europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds. 
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Partner zu sichern. Bis ein entsprechender Folge-
vorschlag vorgelegt wird, sollten die bestehen-
den Regelungen aber für die anstehenden Ver-
handlungen gültig bleiben.   
 
c) Eine vereinfachte Antragstellung und mehr Rechts-
sicherheit bei Prüfverfahren 
 
Der bei der Beantragung von Fördermitteln entste-
hende Aufwand steht schon heute häufig nicht im 
Verhältnis zu den ausgeschütteten Mitteln. Insbeson-
dere kleine Kommunen mit geringer Personalausstat-
tung kommen regelmäßig nicht in den Genuss einer 
europäischen Förderung. Die Ergebnisse des KfW-
Kommunalpanels 2015 zeigen, dass in Deutschland 
fast doppelt so viele größere Städte auf die Fördermit-
tel zurückgreifen wie kleine Gemeinden. Die durch 
den Austritt des Vereinigten Königreiches anstehen-
den Kürzungen dürften dazu führen, dass die zur 
Verfügung stehenden Mittel weiter schrumpfen, so-
dass bei Aufrechterhaltung der bestehenden Verfah-
ren zur Antragstellung der Aufwand gleich bliebe, die 
ausgeschütteten Fördermittel aber geringer würden. 
 
Die erheblichen Verwaltungskosten, die die Antrags-
verfahren derzeit mit sich bringen reduzieren die Effi-
zienz der eingesetzten Mittel erheblich. Die geringe 
Anzahl der Antragstellungen bei kleinen Kommunen 
in Deutschland lässt darauf schließen, dass entweder 
die Verwaltungskosten bei der Beantragung von Mit-
teln für kleine Projekte unverhältnismäßig hoch sind, 
oder die Verfahren für kleine Kommunen zu komplex 
sind.  
 
Der Deutsche Landkreistag spricht sich für eine 
Vereinfachung der Antragsverfahren sowie der 
Verwaltungs- und Kontrollsysteme im Bereich 
der Strukturfonds und der Aktionsprogramme 
aus. Durch Anpassung der europäischen Vorga-
ben zum Antragsverfahren muss die EU-
Kommission sicherstellen, dass alle kommunalen 
Gebietskörperschaften, unabhängig von ihrer 
Größe und personellen Ausstattung, in der Lage 
sind, entsprechende Fördermittel zu beantragen. 
Auch wenn große Projekte sicherlich eine größe-
re Öffentlichkeitswirksamkeit entfalten, kann 
eine territoriale Kohäsion nur durch flächende-
ckende Förderung erfolgen. Die jüngsten Anpas-
sungen in der Haushaltsordnung der EU stellen 
einen Schritt in die richtige Richtung dar, künftig 
sollten jedoch noch weitere Maßnahmen zur 
Vereinfachung folgen. Die zuständigen Ministe-

rien auf Bundes- und Länderebene werden auf-
gefordert, keine über die europäischen Regelun-
gen hinausgehenden Anforderungen an die An-
tragstellung zu schaffen.  
 
Im gleichen Zusammenhang fordert der Deutsche 
Landkreistag die EU-Kommission auf Regelungen 
zu schaffen, die die Rechtssicherheit bei der Mit-
telverwaltung und den Prüfverfahren erhöhen. 
Qualität und Quantität von Kontrollen und Sank-
tionen durch die EU-Kommission müssen künftig 
stärker an Verhältnismäßigkeitsaspekten gemes-
sen werden. In Frage kommt z.B. eine Konzentra-
tion von Kontrollvorschriften auf die Bereiche, 
bei denen in der Vorabbewertung ein hohes Feh-
lerrisiko festgestellt wurde. Denkbar wäre es 
auch, Kontrollen in denjenigen Mitgliedstaaten 
zu reduzieren, in denen nationale Kontrollsyste-
me in der Vergangenheit niedrige Fehlerquoten 
aufgewiesen haben. Eine solche Regelung würde 
auch aus Sicht der Kontrollbehörden als Anreiz 
dazu dienen, Fehler langfristig auszuschließen. 
Wo sich Kontrollsysteme als wirksam erweisen, 
könnte die Einführung eines „Single-Audit-
Prinzips“ die Verwaltungskosten weiter reduzie-
ren. Die Vorschläge des sächsischen Staatsminis-
teriums für Umwelt und Landwirtschaft zum so-
genannten „ELER-Reset“ werden ausdrücklich 
begrüßt, da sie maßgeblich zur Vereinfachung 
der Prüfverfahren beitragen können.  
 
d) Kohärenz zwischen den einzelnen Fonds fördern 
 
Das derzeit bestehende komplexe System der einzel-
nen europäischen Fonds ist für Antragsteller nur sehr 
schwer zu erfassen. Durch die Allgemeine Verordnung 
zu den Strukturfonds5 wurde in der aktuellen Förder-
periode erfolgreich eine Rahmenverordnung für den 
Einsatz der Mittel eingesetzt. Die Verordnung enthält 

                                                           
5 Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17.12.2013 mit gemeinsamen 
Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den 
Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums und den Europäischen 
Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen 
Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den 
Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und 
Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 
1083/2006 des Rates. 
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eine Reihe von Zielen für die EFRE-Förderung, die 
ELER-Verordnung6 enthält wiederum andere Prioritä-
ten und weitere Maßnahmen. Durch die komplexe 
Systematik und eine mangelnde Abstimmung der 
Prioritäten zwischen den einzelnen Fonds entstehen 
teilweise Überschneidungen, in anderen Bereichen 
entstehen Förderlücken.  
 
In der kommenden Förderperiode sollte die Ko-
härenz zwischen den einzelnen Fonds auf euro-
päischer Ebene weiter gestärkt werden, um 
Überschneidungen zu reduzieren und Synergie-
effekte nutzbar zu machen. Die derzeit gültige 
allgemeine Verordnung zu den Strukturfonds 
stellt einen Schritt in die richtige Richtung dar 
und sollte von der EU-Kommission fortentwickelt 
werden. Dabei muss die grundsätzliche Zielset-
zung der einzelnen Fonds erhalten bleiben und 
lediglich durch einen gemeinsamen Rahmen si-
chergestellt werden, dass die einzelnen Förder-
mittel überschneidungsfrei und komplementär 
eingesetzt werden können. Dieser Aspekt muss 
insbesondere beim Zusammenspiel zwischen 
EFRE- und ELER-Förderung künftig stärker be-
rücksichtigt werden. Zudem wäre es sinnvoll, 
sowohl auf nationaler als auch auf europäischer 
Ebene ein besseres Ineinandergreifen von euro-
päischer und nationaler (insbesondere 
GRW/GAK) Förderung zu befördern.  
 
e) Eine bessere Kommunikation durch Einbeziehung 
der kommunalen Ebene 
 
Die europäische Förderpolitik könnte wesentlich dazu 
beitragen, die Wahrnehmung der Europäischen Union 
bei den Bürgern zu verbessern. In der Praxis sind je-
doch die Bürger in vielen Regionen, die besonders 
stark von den europäischen Mitteln profitieren, der EU 
gegenüber äußerst kritisch eingestellt und sind sich 
häufig des Umfangs und der positiven Auswirkungen 
der Förderung nicht bewusst. Auch wenn sicherlich 
eine reine Kosten-Nutzen-Betrachtung im Bereich der 
Regional- und Agrarpolitik nur schwer anzustellen ist, 
spielen die erhaltenen Fördermittel und die vor Ort 
umgesetzten Projekte eine erhebliche Rolle bei der 
Bewertung europäischer Politik durch die Öffentlich-
keit.   

                                                           
6 Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17.12.2013 über die Förderung der 
ländlichen Entwicklung durch den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005. 

Die Ergebnisse der europäischen Förderung müs-
sen künftig gegenüber den Bürgern besser kom-
muniziert werden. Um eine möglichst breite Wir-
kung zu erzielen, sollte die künftige Kommunika-
tionsstrategie der Europäischen Union eine Ein-
beziehung der Kommunen als bürgernächste 
Ebene der öffentlichen Verwaltung vorsehen. 
Dies schließt eine umfassende Einbeziehung der 
kommunalen Ebene in die Diskussionen über den 
Mitteleinsatz ein, da ansonsten keine glaubhafte 
Vermittlung der Förderziele möglich ist. Ein aus-
schließlicher Rückgriff auf die Kommunen als 
„Werbeagentur“ für europäische Maßnahmen 
ohne gleichzeitige Berücksichtigung der kommu-
nalen Interessen in den Beratungs- und Verhand-
lungsprozessen wird jedoch abgelehnt. 
 
f) Mehr Rechtssicherheit durch kohärente Beihilferege-
lungen 
 
Ein Verstoß gegen beihilferechtliche Regelungen durch 
Fördermaßnahmen kann zu einer Rückzahlungspflicht 
der gesamten Fördersumme führen und wirft daher im 
gesamten Verfahren erhebliche Haftungsfragen auf. 
Aus diesem Grund werden die den Verwaltungsbe-
hörden häufig zustehenden Ermessensspielräume 
nicht angewandt, man orientiert sich strikt am Wort-
laut der europäischen Regelungen oder geht teilweise 
noch darüber hinaus.  
 
Künftig müssen die von der EU genehmigten 
Fördermaßnahmen durch die EU-Kommission 
zeitgleich als mit dem europäischen Beihilferecht 
konform erklärt werden. Um die Nutzung von 
Europäischen Fördermitteln sowohl für Antrag-
steller als auch für Verwaltungsbehörden effizi-
enter zu gestalten und die Verwaltungskosten zu 
reduzieren, müssen von der EU-Kommission klare 
und einfach anwendbare Regelungen für die 
Anwendung des Beihilferechts im Bereich der 
geteilten Mittelverwaltung geschaffen werden. 
Im Bereich der ELER-Förderung sollte künftig vor 
diesem Hintergrund auch die unterschiedliche 
beihilferechtliche Behandlung von Maßnahmen 
mit Bezug zu Art. 42 AEUV bzw. anderweitigen 
Maßnahmen durch die EU-Kommission aufgeho-
ben werden. Beihilferechtliche Bestimmungen 
und solche der Förderung der ländlichen Entwick-
lung sollten darüber hinaus stärker aufeinander 
abgestimmt werden.  
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g) Größere Planungssicherheit bei gleichzeitiger Flexi-
bilität durch die richtige Wahl des Förderzeitraums 
 
Die bisher auf sieben Jahre konzipierten Haushaltspe-
rioden haben sich als zu unflexibel erwiesen. Trotz der 
eingeführten Halbzeitbewertung boten die Haushalts- 
und Förderregeln keine Möglichkeit, auf plötzlich auf-
tretende Herausforderungen zu reagieren. Eine Um-
widmung von Mitteln war in der Vergangenheit nicht 
oder nur in begrenztem Umfang möglich.  
 
Der Deutsche Landkreistag unterstützt daher die 
von der EU-Kommission vorgeschlagene Option 
einer „5+5“-Regelung für den Haushalt der Euro-
päischen Union, die einerseits auf zehn Jahre 
eine gewissen Planungssicherheit bietet, ande-
rerseits aber über eine reine Halbzeitbewertung 
hinaus auch inhaltliche Flexibilität zulässt. Dabei 
muss sichergestellt werden, dass die Rahmenre-
gelungen und die Vorgaben zur Antragstellung 
und Verwaltung über den gesamten Zeitraum 
gültig bleiben, die Verteilung der Mittel aber 
zumindest in gewissem Maße flexibel bleibt, 
ohne die laufende Förderung zu gefährden oder 
einzuschränken.  
 
3. Die künftige Ausrichtung der Regionalpolitik 
der Europäischen Union 
Die Regionalpolitik, und insbesondere der Europäische 
Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) stellt für die 
Landkreise, aber auch für die kreisangehörigen Ge-
meinden eine wesentliche Quelle europäischer Förde-
rung dar. Die künftige Förderpolitik sollte sich stärker 
an vor Ort bestehenden Herausforderungen und nicht 
alleine an allgemeinen Strategien orientieren. Dies 
setzt zwar weitergehende Beratungsverfahren unter 
Beteiligung der kommunalen Ebene bei den Entschei-
dungen über Art und Umfang der Förderung voraus, 
führt aber zu einem effizienteren Einsatz der Mittel 
und erzeugt so einen deutlichen Mehrwert.  
 
a) Infrastrukturförderung flächendeckend erhalten – 
Digitalisierung der ländlichen Räume vorantreiben 
 
In der aktuellen Förderperiode war für die stärker 
entwickelten Regionen ursprünglich vorgesehen, Infra-
strukturfördermaßnahmen als nicht förderfähig einzu-
stufen. Gleichzeitig wird in den länderspezifischen 
Empfehlungen von der EU-Kommission in Deutschland 
seit geraumer Zeit eine Stärkung der Investitionen in 
Infrastruktur – insbesondere auf kommunaler Ebene – 
gefordert.  

Auch bei der digitalen Infrastruktur besteht erhebli-
cher Investitionsbedarf. Die EU-Kommission hat im 
vergangenen Jahr neue, ambitionierte und flächende-
ckende Konnektivitätsziele vorgegeben, die vom Deut-
schen Landkreistag begrüßt werden. Die Einschätzung 
der EU-Kommission, dass der Großteil der benötigten 
Mittel von privaten Investoren stammen sollte, wird 
geteilt. In der Vergangenheit hat sich jedoch leider 
gezeigt, dass Kommunen in Fällen von Marktversagen 
insbesondere im ländlichen Raum eigene Investitionen 
in Infrastruktur tätigen mussten, um den Ausbau von 
Glasfasernetzen voranzutreiben.  
 
Der Deutsche Landkreistag fordert die EU-
Kommission auf, die Infrastrukturförderung 
durch die Europäischen Struktur- und Investiti-
onsfonds in der kommenden Förderperiode auch 
in stärker entwickelten Regionen aufrechtzuer-
halten. Im Bereich der Digitalisierung stellt das 
Vorhandensein einer flächendeckenden Breit-
bandinfrastruktur eine Grundvoraussetzung für 
eine moderne Wirtschaft und Verwaltung, sowie 
für die Entwicklung und den Betrieb von zu-
kunftsfähigen Technologien dar. Ein europäi-
scher Mehrwert kann durch Investitionen in Net-
ze geschaffen werden, die z.B. langfristig den 
grenzüberschreitenden Betrieb von digitalen 
Diensten oder elektronischen Behördendienst-
leistungen ermöglichen. Durch eine flächende-
ckende Förderung von eGovernment-Diensten 
können sowohl die Niederlassungs- als auch die 
Dienstleistungsfreiheit gestärkt werden.  
 
b) Garantien und Darlehen nur neben Zuschüssen 
 
Seit der Vorstellung des Europäischen Fonds für Stra-
tegische Investitionen (EFSI) im Januar 2015 werden 
vermehrt Befürchtungen laut, die EU-Kommission 
plane, die bestehenden Zuschüsse künftig durch Fi-
nanzierungsinstrumente (wie Garantien oder Darle-
hen) zu ersetzen. Die Praxis zeigt, dass kommunale 
Gebietskörperschaften in Deutschland kaum auf die 
europäischen Garantien zurückgreifen. Das ist in der 
Tatsache begründet, dass bei der Beantragung von 
Darlehen häufig keinesfalls fehlende Garantien oder 
eine schlechte Bonität die zu überwindenden Hürden 
darstellen, vielmehr stellt sich primär die Frage einer 
weiteren Verschuldung. Diese Verschuldung wird 
durch die Gewährleistung einer europäischen Garantie 
zur Reduzierung des Ausfallrisikos keinesfalls geringer. 
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Der Deutsche Landkreistag spricht sich aus die-
sem Grund für einen Erhalt der Förderung durch 
Zuschüsse auch in wirtschaftlich stärker entwi-
ckelten Regionen aus. Obwohl die Zuschussför-
derung durch die Strukturfonds eine Kofinanzie-
rung von Maßnahmen vorsieht, sind Zuschüsse 
gerade bei Kommunen in prekärer finanzieller 
Lage deutlich leichter einsetzbar als Garantien 
oder Darlehen. Eine Umstellung ausschließlich 
auf Finanzierungsinstrumente würde den Nutzen 
der Europäischen Struktur- und Investitionsfonds 
für kommunale Gebietskörperschaften in 
Deutschland drastisch reduzieren. Die EU-
Kommission sollte eine Zuschussförderung für 
alle Regionen künftig in der allgemeinen Verord-
nung zu den Strukturfonds verankern. Zugleich 
müssen die zuständigen Ministerien auf Bundes- 
und Länderebene auch weiterhin Zuschüsse in 
den nationalen und regionalen Förderprogram-
men vorsehen. 
 
c)  Modelle der dezentralen Mittelverwaltung stärken 
 
Rechtsunsicherheit bei Fragen der Haftung hat in der 
aktuellen Förderperiode dazu geführt, dass erfolgrei-
che Modelle wie die regionalisierten Teilbudgets (RTB) 
in Niedersachsen nicht fortgeführt wurden. Darüber 
hinaus haben sich fast alle Bundesländer gegen die 
Nutzung von Integrierten Territorialen Investitionen 
(ITI) und von den örtlichen Gemeinschaften betriebene 
Fördermaßnahmen (CLLD) entschieden, und auf zu 
komplexe Regelungen und Haftungsrisiken verwiesen.  
 
Der Einsatz von Modellen der dezentralen För-
dermittelverwaltung sollte künftig durch klare 
Regelungen vorangetrieben werden, um eine 
den lokalen Bedürfnissen entsprechende, praxis-
nahe Förderung zu erzielen und Handlungsspiel-
räume für die Kommunen zu schaffen. Die EU-
Kommission sollte Regelungen schaffen, die 
durch einfach umzusetzende Vorgaben mögliche 
Haftungsrisiken von vorne herein ausschließen 
und kommunale Förderstrategien ermöglichen. 
Sinnvoll erscheint es daneben, auf europäischer 
Ebene Mindestquoten für entsprechende Instru-
mente in den nationalen Fördermittelzuweisun-
gen vorzusehen. Die zuständigen Landesministe-
rien werden aufgefordert, Modelle der dezentra-
len Mittelverwaltung künftig verstärkt in die 
operationellen Programme aufzunehmen. In Fäl-
len, in denen aus Sicht der Ministerien Haftungs-
risiken vorliegen, gilt es, diese durch eine ver-

stärkte Zusammenarbeit mit den kommunalen 
Gebietskörperschaften soweit wie möglich aus-
zuschließen.   
 
d) Flexibilisierung der Fonds bzw. thematische Kon-
zentration 
 
Die thematische Konzentration in der aktuellen För-
derperiode führt in Deutschland dazu, dass in fast 
allen deutschen Bundesländern 80 % der EFRE Mittel 
zur Förderung von KMU, Forschung und Entwicklung 
und Maßnahmen zur CO²-Reduzierung eingesetzt 
werden. Dabei wurde nicht berücksichtigt, ob in ein-
zelnen Regionen bereits entsprechende nationale bzw. 
regionale Förderprogramme bestehen, und es daher 
zu Überschneidungen in der Förderung kommt. Zu-
dem konnten in der Flüchtlingskrise die Programme 
nicht oder nur in beschränktem Umfang umprogram-
miert werden, um eine Unterstützung der Kommunen 
zu ermöglichen.  
 
Der Deutsche Landkreistag fordert aus diesem 
Grund die EU-Kommission auf, in der kommen-
den Förderperiode Möglichkeiten zu einer stärke-
ren Flexibilisierung der Strukturfondsmittel in 
den entsprechenden Verordnungen vorzusehen. 
Eine Konzentration auf einzelne thematische 
Bereiche kann unter bestimmten Umständen 
sinnvoll sein, sollte aber keinesfalls wie derzeit 
ohne Berücksichtigung der regionalen oder loka-
len Bedürfnisse flächendeckend 80 % der vor-
handenen Mittel von Anfang bis Ende der För-
derperiode in thematischen Bereichen binden. 
Insbesondere können die Mittel so nicht überall 
den geforderten Mehrwert erzielen, da teilweise 
Überschneidungen mit regionalen oder nationa-
len Förderstrategien auftreten.  
 
Künftig sollte von der EU-Kommission in enger 
Kooperation mit den Bundesländern und Kom-
munen zunächst eine regionale Bedarfsanalyse 
durchgeführt werden, um festzustellen, in wel-
chen Bereichen überhaupt Förderbedarf besteht. 
Die zuständigen Landesministerien sollten an-
schließend gemeinsam mit der kommunalen 
Ebene regionale (oder sogar subregionale) För-
derprofile erstellen, die eine bedarfsgerechte 
Förderung ermöglichen. Zudem ist eine gewisse 
Flexibilität der Förderung erforderlich, um auf 
plötzlich auftretende Herausforderungen reagie-
ren zu können. Der von der EU-Kommission vor-
geschlagene Ansatz einer Flexibilitätsreserve 
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wird begrüßt, die geographischen Zuweisungen 
müssen auch für diese Reserven gelten. Ein 
Transfer von Mitteln auf andere Mitgliedstaaten 
darf nur in Einzelfällen und nur mit Zustimmung 
aller beteiligten Mitgliedstaaten möglich sein.  
 
e) Eine stärkere Bindung an die wirtschaftspolitische 
Steuerung nicht zulasten der kommunalen Ebene 
 
Die EU-Kommission und die Bundesregierung haben 
sich in den kürzlich vorgelegten Papieren für eine stär-
kere Bindung der Regionalpolitik an die wirtschaftspo-
litische Steuerung ausgesprochen. So könnten För-
dermittel zurückgehalten werden, wenn Mitgliedstaa-
ten den länderspezifischen Empfehlungen der EU-
Kommission nicht nachkommen oder andere Forde-
rungen nicht erfüllen.  
 
Eine stärkere Koppelung der Regionalpolitik an 
die wirtschaftspolitische Steuerung kann in be-
stimmten Fällen sinnvoll sein. Bei der Einführung 
muss jedoch beachtet werden, dass die kommu-
nale Ebene in den meisten Mitgliedstaaten über 
keine oder nur begrenzte Möglichkeiten verfügt, 
auf die nationale Wirtschaftspolitik Einfluss zu 
nehmen. Sollte eine Mittelausschüttung von der 
EU-Kommission künftig von der Einhaltung be-
stimmter makroökonomischer oder anderer wirt-
schaftspolitischer Vorgaben abhängig gemacht 
werden, muss gleichzeitig sichergestellt werden, 
dass eine aus einem Fehlverhalten resultierende 
Mittelkürzung nicht die an den kritisierten Ent-
scheidungen unbeteiligten Verwaltungsebenen 
trifft. Dies gilt insbesondere mit Blick auf die 
stetige Forderung der EU-Kommission an die 
Bundesregierung in den länderspezifischen Emp-
fehlungen, die Investitionstätigkeit der Kommu-
nen zu befördern. Eine Kürzung der Mittel bei 
Nichtbefolgung der Empfehlungen würde gerade 
wieder primär die Kommunen treffen. 
 
f) Keine Erhöhung der Kofinanzierungsbeiträge 
 
Die Landkreise in Deutschland könnten durch den 
Austritt des Vereinigten Königreiches aus der EU von 
statistischen Effekten betroffen sein, die eine nachtei-
lige Anpassung der Fördergebiete mit sich bringen. Im 
Reflexionspapier zur Zukunft der Finanzen wird vorge-
schlagen, die Eigenmittelanteile der Antragsteller bei 
kofinanzierten Maßnahmen zusätzlich zu erhöhen.  
 

Der Deutsche Landkreistag lehnt den Vorschlag 
der EU-Kommission, die Kofinanzierungsbeiträge 
zulasten der Antragsteller anzuheben, ab. Eine 
Anhebung der Eigenmittelanteile würde die At-
traktivität der europäischen Förderung deutlich 
reduzieren. Eine lineare Anpassung der Förder-
gebiete, wie sie von der Bundesregierung vorge-
schlagen wurde, könnte unter bestimmten Vo-
raussetzungen hilfreich sein, um den genannten 
statistischen Effekten entgegenzuwirken. Dies 
hängt jedoch von der konkreten Ausgestaltung 
der künftigen Fördergebietskulisse ab. 
 
4. Die künftige Ausrichtung der Gemeinsamen 
Agrarpolitik der Europäischen Union (GAP) 
Die Land- und Forstwirtschaft trägt wesentlich zum 
Erhalt und zur Stärkung der ländlichen Räume und der 
ländlichen Wirtschaft bei. Eine Förderung muss einer-
seits land- und forstwirtschaftliche Betriebe in die Lage 
versetzen, nachhaltige Lebensmittel zu produzieren, 
andererseits müssen die öffentlichen Mittel auch dazu 
beitragen, einen darüberhinausgehenden sichtbaren 
Mehrwert für die Bürger und die ländlichen Räume 
insgesamt zu erzielen.  
 
EU-weit stehen in der aktuellen Förderperiode 2014-
2020 411,7 Mrd. € für die Agrarpolitik zur Verfügung. 
Davon werden für die marktbezogenen Ausgaben und 
Direktzahlungen an Landwirte im Rahmen der 1. Säule 
312,7 Mrd. € – und damit 29 % des gesamten EU-
Budgets – sowie für den ELER (2. Säule) 99 Mrd. € 
ausgeschüttet. Deutschland erhält hiervon 33,95 Mrd. 
€; davon wiederum entfallen 9,44 Mrd. € auf den 
ELER. Dies entspricht einer jährlichen Förderung von 
4,85 Mrd. € aus der ersten Säule der GAP sowie 1,35 
Mrd. € aus der zweiten Säule. Nach Angaben des 
BMEL werden in der aktuellen Förderperiode 21 % der 
ELER-Mittel für Agrarumwelt- und Klimaschutzmaß-
nahmen, 17 % für Investitionen in Landwirtschaft, 11 
% in Ökolandbau und 12 % für Ausgleichszulagen in 
natürlich benachteiligten Gebieten und nur 15 % in 
Dorferneuerung und Basisdienstleistungen eingesetzt. 
 
a) Förderung aller relevanten Wirtschaftsbereiche im 
ländlichen Raum 
 
Bisher zielt die Förderung der zweiten Säule der GAP 
fast ausschließlich auf die Unterstützung von land- 
und forstwirtschaftlichen Betriebe ab. Obwohl die 
zweite Säule der GAP der Entwicklung der ländlichen 
Räume insgesamt dienen soll, profitieren andere Wirt-
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schaftsbereiche in ländlichen Gebieten kaum von den 
zur Verfügung stehenden Mitteln.   
 
Neben dem in Art. 39 des Vertrages über die Arbeits-
weise der Europäischen Union (im Folgenden AEUV) 
festgelegten Ziel der Gewährleistung eines angemes-
senen Lebensstandards für die landwirtschaftliche 
Bevölkerung müssen Fördermaßnahmen auch zu den 
übergeordneten Zielen des Art. 9 (Förderung eines 
hohen Beschäftigungsniveaus) und der Art. 174-178 
(wirtschaftliche und territoriale Kohäsion) AEUV bei-
tragen. Auch Art. 4 c) der ELER-Verordnung verweist 
auf diese Zielsetzung.  
 
Die Förderung aus der zweiten Säule der GAP 
sollte allen in ländlichen Gebieten ansässigen 
Bürgern und Unternehmen und nicht ausschließ-
lich land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
zugutekommen. Die EU-Kommission sollte einen 
Verordnungsvorschlag vorlegen, der es erlaubt, 
dass die Förderung im Rahmen der zweiten Säule 
der GAP künftig stärker auf eine allgemeine 
Stärkung der ländlichen Räume und die Erzielung 
von Wohlfahrtseffekten für die Allgemeinheit 
ausgerichtet wird. Neben einer Unterstützung 
der Landwirte sollte u.a. auch eine stärkere Un-
terstützung von Unternehmen aus den Bereichen 
des Handwerks und des verarbeitenden Gewer-
bes ermöglicht werden, um langfristig Arbeits-
plätze zu schaffen und die Wettbewerbsfähigkeit 
der ländlichen Räume zu sichern. Auch die Digita-
lisierung der ländlichen Räume sollte künftig 
durch den ELER stärker vorangetrieben werden, 
Art. 5 Nr. 6 c) der ELER-Verordnung enthält be-
reits eine entsprechende Zielsetzung, die aber 
noch stärker durch entsprechende Fördermittel 
untermauert werden muss. Insgesamt bedarf es 
einer grundlegenden Neuausrichtung der För-
derprioritäten, die aktuell noch zu stark auf eine 
Unterstützung von Betrieben der Land- und 
Forstwirtschaft ausgerichtet sind. In diesem Zu-
sammenhang müssen die zuständigen Landesmi-
nisterien zugleich die operationellen Programme 
so ausgestalten, dass die geänderten europäi-
schen Vorgaben volle Berücksichtigung finden.  
 
 
 
 
 
 

b) Erhalt der zweiten Säule der Gemeinsamen Agrar-
politik  
 
Zwischen einer funktionierenden Landwirtschaft und 
wettbewerbsfähigen ländlichen Räumen bestehen 
starke Zusammenhänge. Die zweite Säule der GAP 
trägt in gleichem Maße wie die Direktzahlungen zur 
Stärkung der ländlichen Wirtschaft bei, derzeit wird 
ein Großteil der Mittel jedoch im Rahmen der ersten 
Säule ausgezahlt. Es ist zu befürchten, dass die anste-
henden Kürzungen im Haushalt zu einer deutlichen 
Reduzierung der für die ELER-Förderung zur Verfü-
gung stehenden Mittel führen. Für wirtschaftlich stär-
ker entwickelte Mitgliedstaaten könnten nur noch 
geringe Fördersummen zur Verfügung gestellt wer-
den, was dazu führen könnte, dass die Förderung 
insgesamt in Frage gestellt wird.  
 
Auch Umschichtungen von der ersten in die zweite 
Säule der GAP wurden in Deutschland bereits erfolg-
reich erfolgreich durchgeführt: 2014 wurde eine Mit-
telumschichtung in Höhe von 4,5 % beschlossen. Die 
Mittel wurden umgeschichtet, um eine stärkere the-
matisch ausgerichtete Förderung zu ermöglichen. Auf 
diese Weise können besondere Problemstellungen 
gezielt durch europäische Fördermittel adressiert wer-
den.  
 
Die durch den Austritt des Vereinigten Königrei-
ches voraussichtlich notwendigen Kürzungen im 
Haushalt der Europäischen Union dürfen im Be-
reich der GAP keinesfalls vorrangig zulasten der 
ländlichen Entwicklung gehen. Die Zuschussför-
derung durch den ELER hat sich in der Vergan-
genheit als sehr erfolgreich erwiesen und muss 
auch in Deutschland fortbestehen. In diesem Zu-
sammenhang müssen die Vertreter der EU-
Kommission, des Europäischen Parlamentes und 
des Rates zunächst bei den Verhandlungen über 
den Haushalt sicherstellen, dass ausreichende 
Mittel für die zweite Säule der GAP zur Verfü-
gung stehen. In einem zweiten Schritt müssen 
von den Vertretern der Europäischen Institutio-
nen bei den Verhandlungen zur zukünftigen GAP 
einseitige Kürzungen beim ELER soweit möglich 
abgewendet werden. In diesem Zusammenhang 
muss in den entsprechenden europäischen Rege-
lungen auch die Möglichkeit zur Umschichtungen 
von Mitteln erhalten bleiben, der Höchstsatz von 
15 % könnte weiter angehoben werden um so 
eine größere Flexibilität der Förderung zu ermög-
lichen. Durch eine Umschichtung von Mitteln auf 



 

 

11 

die zweite Säule können einzelne thematische 
Bereiche wie der Umwelt- oder Klimaschutz deut-
lich spezifischer als durch Direktzahlungen unter-
stützt werden. Eine Umschichtung muss jedoch 
stets unter sorgfältiger Abwägung der Auswir-
kungen auf die Einkommenssituation der land-
wirtschaftlichen Betriebe erfolgen.  
 
c) Modernisierung der ersten Säule der GAP  
 
Durch Direktzahlungen kann der Fortbestand von 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben sichergestellt 
werden, die ohne die Förderung aufgrund des stei-
genden Wettbewerbsdrucks aus dem Markt ausschei-
den würden. Die vorrangig flächenbasierte Förderung 
stellt jedoch gerade kleine Betriebe vor große Heraus-
forderungen.  
 
Die Land- und Forstwirtschaft spielen nicht nur für die 
wirtschaftliche, kulturelle und gesellschaftliche Ent-
wicklung der ländlichen Räume eine wesentliche Rolle. 
Die Betriebe stellen auch die Versorgung der städti-
schen und ländlichen Bevölkerung mit Lebensmitteln 
sicher. Ein großer Teil der Fläche Deutschlands und der 
EU wird landwirtschaftlich genutzt, Land- und Forst-
wirten kommt daher eine wesentliche Rolle bei der 
Erhaltung natürlicher Ressourcen (Wasser, Luft, Boden 
und Artenvielfalt) zu. Durch die Vorgaben zum 
Greening konnten in der Vergangenheit bereits positi-
ve Ergebnisse erzielt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das System der Direktzahlungen muss von der 
EU-Kommission überarbeitet werden, um den 
Herausforderungen der Landwirte – aber auch 
den Erwartungen der Öffentlichkeit – gerecht zu 
werden. Künftig müssen die Direktzahlungen 
stärker als bisher an Leistungen mit Bezug zum 
Umweltschutz, der Landschaftspflege, des Klima-
schutzes und der Ressourcenschonung gekoppelt  
werden. Auf diese Weise kann durch die Förde-
rung ein Mehrwert für die Bürger sowohl in städ-
tischen und ländlichen Regionen geschaffen 
werden. Zudem kann die Europäische Union 
durch die Zahlungen unmittelbar zur Erreichung 
der Klima- und Umweltschutzziele beitragen.  
 
Die von der EU-Kommission erwähnte Kürzung 
von Direktzahlungen für große landwirtschaftli-
che Betriebe wird abgelehnt. Eine Kürzung der 
europäischen Förderung aus der ersten Säule 
könnte weiteren wettbewerblichen Druck zulas-
ten von Qualität und Versorgungssicherheit auf-
bauen. Auch die Einführung einer nationalen 
Kofinanzierung von Direktzahlungen wird mit 
Blick auf die teilweise prekäre Lage von Betrie-
ben in wirtschaftlich schwächeren Mitgliedstaa-
ten abgelehnt. 
 
 

Beschluss des Präsidiums des  
Deutschen Landkreistages vom 9./10.1.2018 


